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Sehr geehrter Herr Präsident, 

 

beigefügt übersende ich Ihnen die Antwort der Landesregierung - erstellt vom Ministerium für 

Inneres und Sport - auf die o. g. Kleine Anfrage. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Dr. Tamara Zieschang 

Ministerin für Inneres und Sport 

  



Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen 
Beantwortung

Abgeordnete Henriette Quade (fraktionslos)

Verbindungen zwischen extremer Rechter und Tattoo-Studios

Kleine Anfrage — KA 8/3933

Antwort der Landesregierung erstellt vom Ministerium für Inneres und Sport

Frage 1:

Wie viele und welche Tattoo-Studios wurden seit 2022 bis einschließlich

I. Halbjahr 2026 der extremen Rechten zugeordnet?

Frage 2:

Wie viele und welche Tattoo-Studios sind der Landesregierung als Anlauf- und 

Treffpunkt für die extreme Rechte seit 2022 bis einschließlich I. Halbjahr 2026 

bekannt geworden und für welche extrem rechten 

Gruppierungen/Organisationen?

Frage 3:

Wann sind die in den Fragen 1 und 2 genannten Studios jeweils eröffnet worden?

Frage 4:

Unterhalten die in den Fragen 1 und 2 genannten Studios eigene 

Internetpräsenzen und wenn ja, welche waren bzw. sind das? Bitte unter Angabe 
des Zeitraums des Bestehens der Internetpräsenz angeben.

Frage 5:

Bei welchen der unter Frage 1 und 2 genannten Studios liegen der 

Landesregierung Erkenntnisse vor, dass die Betreiber*innen extrem rechten 
Organisationen/Gruppierungen angehören und welchen? Bitte nach Studio und



Gruppierung aufschlüsseln.

Frage 6:
An welchen neonazistischen oder sonstigen extrem rechten Konzerten oder 

sonstigen Veranstaltungen der extremen Rechten waren die in den Fragen 1 

und 2 genannten Studios bzw. deren Betreiber seit 2022 bis einschließlich 

I. Halbjahr 2026 beteiligt und in welcher Form (etwa Sponsoring, Verkaufs- und 

Werbestände, Organisation)?

Frage 7:
Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung zur regionalen und 
überregionalen Zusammenarbeit der in Frage 1 und 2 genannten Studios mit 

extrem rechten Ladengeschäften, anderen Studios, Musik- oder Modelabeln, 

Musik- oder Kampfsportevents?

Frage 8:
Wurden gegen Betreiber*innen und/oder Angestellte der unter Frage 1 und 2 

genannten Studios seit 2022 bis einschließlich I. Halbjahr 2026 strafrechtliche 
Ermittlungsverfahren geführt und wenn ja, welche Studios waren wegen welcher 

Tatbestände betroffen?

Antwort auf die Fragen 1 bis 8:
Die Fragen 1 bis 8 werden zusammenhängend beantwortet.

Gegenstand der Informationssammlung der Verfassungsschutzbehörde des Landes 

Sachsen-Anhalt sind nach § 4 des Gesetzes über den Verfassungsschutz im Land 

Sachsen-Anhalt (VerfSchG-LSA) u. a. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche 

demokratische Grundordnung oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung, 

insbesondere das friedliche Zusammenleben der Völker, gerichtet sind.

Solche Bestrebungen können von Personenzusammenschlüssen oder Einzelpersonen 

ausgehen (§ 4 Abs. 1 VerfSchG-LSA). Als „Bestrebung" ist in § 5 Abs. 1 VerfSchG- 

LSA eine politisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Verhaltensweise in einem oder 
für einen Personenzusammenschluss definiert, die darauf gerichtet ist, den Bestand



oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes bzw. Verfassungsgrundsätze der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung zu beseitigen oder außer Geltung zu 

setzen. Der Begriff „Bestrebung" erfordert ein zielgerichtetes, finales Handeln, das in 

Vorbereitungstätigkeiten, Agitation oder Gewaltakten bestehen kann. Für einen 

Personenzusammenschluss handelt, wer ihn in seinen Bestrebungen nachdrücklich 

unterstützt. Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nicht in einem oder für einen 

Personenzusammenschluss handeln, können nach § 5 Abs. 1 Satz 3 VerfSchG-LSA 

Bestrebungen im Sinne von § 4 Abs. 1 VerfSchG-LSA sein, wenn sie darauf gerichtet 

sind, die dort genannten Ziele zu verwirklichen.

Damit die Verfassungsschutzbehörde des Landes Sachsen-Anhalt Informationen 

sammeln und auswerten darf, müssen ihr nach § 7 Abs. 2 VerfSchG-LSA tatsächliche 

Anhaltspunkte für Bestrebungen oder Tätigkeiten im Sinne des § 4 Abs. 1 VerfSchG- 
LSA vorliegen. Mithin sammelt die Verfassungsschutzbehörde des Landes Sachsen- 

Anhalt regelmäßig Informationen über politisch aktive Parteien, Vereinigungen, 

Kameradschaften sowie sonstige Gruppierungen oder lose Personen­

zusammenschlüsse, welche die vorgenannten Kriterien erfüllen.

Dies vorangestellt, sind der Landesregierung im angefragten Zeitraum Tattoo-Studios, 

welche die vorgenannten Kriterien erfüllen, nicht bekannt geworden.




